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Drücksadie Nr. 1139 


Der Präsident des Deutsdien Bundesrates 


Bonn, den 23. Juni 1950 


An den Herrn 
Bundeskanzler 

Ich beehre midi mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat- in 
seiner 25. Sitzung am 23. Juni 1950 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestage am 15. Juni 1950 verabschiedeten 

Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Europarat 

m- 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nicht zu stellen. 

Ferner hat der Deutsche Bundesrat in der gleichen Sitzung die 
folgende Entschließung angenommen: 

1. Die Auswahl der Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland in der Beratenden Versammlung des 
Europarates ist durch Gesetz nach folgenden Grund- 
sätzen zu regeln : 

a) Wählbar ist jeder deutsche Staatsangehörige, der 
die Wählbarkeit zum Deutschen Bundestag besitzt, 
ohne Vorbedingung der Zugehörigkeit zu einer der 
gesetzgebenden Körperschaften. 

b) Der Deutsche Bundestag wählt 

12 Delegierte und 12 Stellvertreter 
und der Deutsche Bundesrat 
6 Delegierte und 6 Stellvertreter. 

2. Sollte der Erlaß eines Gesetzes infolge Zeitmangels 
noch nicht möglich sein, ist die Bestellung der Dele- 
gierten und ihrer Vertreter nach den obigen Grund- 
sätzen zu veranlassen. 


In Vertretung 
Dr. Müller 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt* 

Im Aufträge 
Unterschrift 
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